
Satzung über die Erhebung einer Kurabgabe in der Gemeinde Ma-
lente 

 
 

Aufgrund § 4 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein 
(GO) in der Fassung vom 28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H. 2003, S. 57) sowie der §§ 1 
Abs. 1; 2; 10 Abs. 2-5 und § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 des Kommunalabga-
bengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) in der Fassung vom 10.01.2005 
(GVOBl. Schl.-H. 2005, S. 27), jeweils in ihren aktuell geltenden Fassungen, wird nach 
Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Malente vom 
25.06.2026 folgende Satzung erlassen: 
 
 
§ 1 Erhebungsberechtigung/Erhebungszweck 
 
(1) In der Gemeinde Malente ist der Ort Bad Malente-Gremsmühlen als Kneipp-Heil-
bad und Heilklimatischer Kurort sowie die Orte Krummsee und Timmdorf als Heilkli-
matische Kurorte anerkannt. Die Dörfer Benz, Kreuzfeld, Malkwitz, Neukirchen, Nü-
chel, Sieversdorf und Söhren tragen das Prädikat „Erholungsort“. 
 
(2) Zur teilweisen Deckung der Aufwendungen für die Herstellung, Verwaltung und 
Unterhaltung der zu Kur- und Erholungszwecken bereitgestellten öffentlichen Einrich-
tungen und Veranstaltungen wird im gesamten Gemeindegebiet eine Kurabgabe er-
hoben. Die Kurabgabe ist unabhängig davon zu zahlen, ob und in welchem Umfang 
die Einrichtungen benutzt werden. 
 
(3) Die Aufwendungen für die Herstellung, Verwaltung und Unterhaltung der zu Kur- 
und Erholungszwecken bereitgestellten öffentlichen Einrichtungen sollen zu 30 %  
aus allgemeinen Haushaltsmitteln der Gemeinde gedeckt werden. 70 % sind durch  
besondere Entgelte und Einnahmen sowie durch die Kurabgabe zu finanzieren. 
 
§ 2 Abgabepflichtiger Personenkreis 
 
Kurabgabepflichtig ist, wer sich im Bereich der Gemeinde Malente aufhält und dem 
die Möglichkeit zur Benutzung der Kur- und Erholungseinrichtungen geboten wird, 
ohne dass er hier seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat (ortsfremd). Als ortsfremd gilt 
auch, wer im Erhebungsgebiet Inhaberin oder Inhaber einer Wohngelegenheit im 
Sinne des §5 Abs. 2 ist, wenn er sie überwiegend zu Erholungszwecken benutzt. Als 
ortsfremd gilt nicht, wer in der Gemeinde Malente arbeitet oder in Ausbildung steht. 
Wer nicht die Möglichkeit hat, die Kur- und Erholungseinrichtungen in Anspruch zu 
nehmen, ist nicht kurabgabepflichtig. 
 
§ 3 Befreiungen und Ausnahmen 
 
Von der Kurabgabepflicht sind freigestellt:  
 
a) Kinder und Jugendliche bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres; 
 
b) Kinder, Kindeskinder, Geschwister und Geschwisterkinder, Eltern, Großeltern,  
Schwiegereltern, Schwiegertöchter und -söhne, Schwägerinnen und Schwäger von  



Personen, die in der Gemeinde Malente ihre Hauptwohnung haben, wenn sie unent-
geltlich in die häusliche Gemeinschaft aufgenommen sind;   
 
c) in Ausübung ihres Dienstes oder Berufs Anwesende, wenn sie die Kur- und Erho-
lungseinrichtungen nicht in Anspruch nehmen; 
 
d) Teilnehmerinnen und Teilnehmer an beruflich veranlassten Tagungen, Kongressen 
und Lehrgängen, an gemäß § 17 des Weiterbildungsgesetzes Schleswig-Holstein 
(WBG) oder entsprechender Regelungen anderer Länder anerkannten Weiterbil-
dungsveranstaltungen, wenn die Teilnehmerinnen und Teilnehmer die Kur- und Erho-
lungseinrichtungen nicht in Anspruch nehmen; 
 
e) Teilnehmerinnen und Teilnehmer an durch ehrenamtliche Tätigkeit in als gemein-
nützig anerkannten Sportvereinen veranlasste Gremiensitzungen, Tagungen, Kon-
gressen und Lehrgängen, wenn die Teilnehmerinnen und Teilnehmer die Kur- und 
Erholungseinrichtungen nicht in Anspruch nehmen; 
 
f) ehrenamtliche Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Sitzungen von Gremien, Tagun-
gen, Kongressen und Lehrgängen von Parteien, Fraktionen, Gewerkschaften, Berufs-
verbänden, Kirchen und Selbsthilfeorganisationen, wenn die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer die Kur- und Erholungseinrichtungen nicht in Anspruch nehmen;  
 
g) ostseecard-Inhaberinnen und ostseecard-Inhaber aus anderen Orten während der 
Geltungsdauer der Karte. 
 
§ 4 Entstehungszeitpunkt und Fälligkeit der Abgabenschuld 
 
(1) Die Kurabgabe entsteht beim Eintreffen im Erhebungsgebiet und der realen Mög-
lichkeit, die Leistungen gemäß § 1 zu nutzen, unabhängig davon, ob und in welchem 
Umfang diese Leistungen tatsächlich genutzt werden. Die Kurabgabe wird fällig am 
Tag nach dem Tag der Ankunft im Erhebungsgebiet. Sie ist zu entrichten bei den zum 
Einzug und zur Abführung der Kurabgabe Verpflichteten, dessen Bevollmächtigten 
oder Beauftragten, oder bei der Gemeinde für die gesamte Dauer des voraussichtli-
chen Aufenthalts im Erhebungsgebiet. 
 
(2) Die Jahreskurabgabe nach § 5 Abs. 2 entsteht jeweils am 01.01. eines Jahres für 
das laufende Kalenderjahr, spätestens mit dem Innehaben einer Wohnungseinheit im 
Sinne von § 5 Abs. 2 für den Rest des laufenden Kalenderjahres. Die Jahreskurab-
gabe wird durch schriftlichen Bescheid festgesetzt. Sie wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. 
 
(3) Wer die Entrichtung der Kurabgabe nicht durch Vorlage einer gültigen „ostseecard“ 
nachweisen oder nicht auf andere Weise glaubhaft machen kann, hat die Kurabgabe 
nachzuentrichten. Kann die tatsächliche Dauer des Aufenthaltes nicht nachgewiesen 
und auch nicht glaubhaft gemacht werden, wird für die Bemessung der nachzuentrich-
tenden Kurabgabe die Zahl der Aufenthaltstage geschätzt. Dasselbe gilt im Falle der 
Haftung durch den Unterkunftsgeber (§ 10 Abs. 6), sofern dieser die tatsächliche Auf-
enthaltsdauer des Kurabgabepflichtigen nicht durch die nach den geltenden Vorschrif-
ten vorzunehmende Meldung nachweisen kann. 
 



 
 
 
§ 5 Abgabenmaßstab 
 
(1) Bemessungsgrundlage ist grundsätzlich, vorbehaltlich des Pauschalierungsgrun-
des gemäß Abs. (2), die Zahl der Tage des Aufenthalts im Sinne des § 2, unterschie-
den nach den Zeiträumen 
 
a) Vorkurzeit = 01.01. bis 30.04., 
b) Hauptkurzeit = 01.05. bis 31.10., 
c) Nachkurzeit = 01.11. bis 31.12. 
 
des Jahres. 
 
(2) Die Zahl der Aufenthaltstage wird unabhängig von der tatsächlichen Dauer des 
Aufenthaltes im Erhebungsgebiet auf 28 Tage der Hauptkurzeit pauschaliert (Jah-
reskurabgabe), wenn die kurabgabepflichtige Person Eigentümerin/Eigentümer, Mit-
eigentümerin/Miteigentümer oder sonstig dauernutzungsberechtigt an einer Wohnge-
legenheit (Wohnhaus, Sommerhaus, Ferienhaus, Wochenendhaus, Wohnung, Apart-
ment, aufgestellte Wohnwagen, aufgestelltes Wohnmobil, aufgestelltes Zelt o.ä. Ein-
richtungen) im Erhebungsgebiet ist, wenn das Eigentum oder der Besitz an der Wohn-
gelegenheit während des gesamten Kalenderjahres bestanden hat und er sich inner-
halb dieses Zeitraums tatsächlich zumindest zeitweilig im Erhebungsgebiet aufgehal-
ten hat. Hat das Eigentum oder der Besitz einer Wohngelegenheit nur für einen Teil 
des Kalenderjahres bestanden, reduzieren sich die 28 Tage zeitanteilig mit der Maß-
gabe, dass der Abgabensatz, der für die reduzierte Anzahl der Tage zu berücksichti-
gen ist, sich nach der anteilig nach Tagen berechneten zeitlichen Belegenheit des 
Wohnungsbestands während der Vor-, Haupt- oder Nachkurzeit richtet. Dabei sind bei 
der Anzahl der zu berücksichtigenden Tage sowie beim Abgabensatz für die Haupt-
kurzeit nur rechnerisch volle Tage zu berücksichtigen. Der durch die Jahreskurabgabe 
berechtigte Aufenthalt muss nicht zusammenhängend genommen werden. 
 
(3) Die Jahreskurabgabe beträgt inklusive der gesetzlichen Umsatzsteuer 78,40 € je 
Person. 
 
§ 6 Abgabensatz 
 
Der Abgabensatz je Aufenthaltstag beträgt inklusive der gesetzlichen Umsatzsteuer 
in der 
 
a) Vorkurzeit = 1,40 €, 
b) Hauptkurzeit = 2,80 €, 
c) Nachkurzeit = 1,40 €. 
 
Für den An- und Abreisetag wird insgesamt nur ein Tag berücksichtigt.  
 
 
 
§ 7 Ermäßigungen und Sonderregelungen 



 
Die Kurabgabe von schwerbehinderten Personen mit einem Grad der Behinderung 
von wenigstens 70 ist um 25 % ermäßigt. Dies gilt entsprechend für eine Begleitper-
son, wenn die Eintragung nach den §§ 229 Abs. 2 SGB IX, 3 Abs. 2 Schwerbehinder-
tenausweisverordnung im Schwerbehindertenausweis erfolgt ist. 
 
§ 8 Rückzahlung von Kurabgaben 
 
Bei vorzeitigem Abbruch des Aufenthaltes wird die nach Tagen berechnete zu viel 
gezahlte Kurabgabe auf Antrag erstattet. Die Rückzahlung erfolgt nur an den Karten-
inhaber/ die Karteninhaberin gegen Rückgabe oder Stornierung der ostseecard und 
Vorlage einer Bescheinigung der/ des Unterkunftsgeberin/ Unterkunftsgebers über 
den Tag der Abreise. Auf Ersatzkarten werden keine Rückzahlungen vorgenommen. 
Der Anspruch auf Rückzahlungen erlischt 14 Tage nach der Abreise. Diese Bestim-
mungen gelten nicht für Jahreskurabgabepflichtige. 
 
§ 9 Gästekarte („ostseecard“) 
 
(1) Kurabgabepflichtige erhalten nach Entrichtung der Kurabgabe eine ostseecard als 
Gästekarte in digitaler oder gedruckter Form. Diese enthält den Tag der Ankunft und 
den Tag der (voraussichtlichen) Abreise. Diese Karte ist nicht übertragbar. 
 
(2) Die Jahres-ostseecard für Inhaberinnen und Inhaber eigener Wohngelegenheiten 
werden von der Gemeinde Malente ausgegeben. Sie haben jeweils eine Gültigkeit für 
ein Kalenderjahr. 
 
(3) Die ostseecard berechtigt für die Zeit ihrer Geltung, die Jahresostseecard für das 
gesamte laufende Kalenderjahr zur Benutzung der Kureinrichtungen und zur Teil-
nahme an Kurveranstaltungen, soweit hierfür nicht besondere Gebühren und Entgelte 
erhoben werden. 
 
(4) Die kurabgabepflichtigen Personen haben die ostseecard bei Inanspruchnahme 
der Kureinrichtungen bei sich zu tragen und auf Verlangen dem Aufsichtspersonal 
vorzulegen. Bei missbräuchlicher Benutzung wird die ostseecard ohne Ausgleichsleis-
tungen eingezogen. 
 
(5) Bei Verlust der ostseecard werden Ersatzausfertigungen durch die Malenter Tou-
rismus- und Service GmbH erstellt. 
 
(6) Die ostseecards, mit Ausnahme der Jahresostseecard, werden von den nach § 10 
zur Einziehung und Abführung der Kurabgabe verpflichteten Personen mit den von 
der Gemeinde Malente bestimmten und zur Verfügung gestellten Vordrucken oder als 
digitale Version ausgestellt und den kurabgabepflichtigen Personen zugänglich ge-
macht. 
 
§ 10 Pflichten und Haftung der Unterkunftsgeberinnen und Unterkunftsgeber 
 
(1) Unterkunftsgeberin und Unterkunftsgeberin im Sinne dieser Satzung ist, wer Per-
sonen beherbergt oder ihnen Wohnraum zu Erholungszwecken überlässt. Als Unter-
kunftsgeberin und Unterkunftsgeber gelten auch diejenigen Personen, die 



Standplätze zum Aufstellen von Zelten, Wohnwagen, Wohnmobilen und ähnlichen 
Einrichtungen oder Bootsliegeplätze mit Übernachtungsgelegenheit Dritten überlässt. 
Soweit eine Unterkunftsgeberin/ ein Unterkunftsgeber mit der Abwicklung der Beher-
bergung oder Nutzungsüberlassung Dritte beauftragt, die gewerbsmäßig derartige Tä-
tigkeiten übernehmen, sind diese Dritten neben dem Unterkunftsgeber/ der Unter-
kunftsgeberin in gleicher Weise verpflichtet. 
 
(2) Jeder Unterkunftsgeber/ Jede Unterkunftsgeberin ist verpflichtet, die beherbergten 
oder auf sonstige Weise aufgenommenen Personen der Gemeinde zu melden. Mit der 
Meldung hat der Unterkunftsgeber/ die Unterkunftsgeberin verpflichtend die Vor- und 
Familiennamen sowie das Anreise- und voraussichtliche Abreisedatum mitzuteilen. 
Weitere Angaben, die zur Befreiung von der Kurabgabepflicht oder zur Beitragsredu-
zierung führen, können von der abgabepflichtigen Person freiwillig gemacht werden. 
Dazu zählen der Grund des Aufenthaltes, das Geburtsdatum oder Angaben zum Be-
hinderungsgrad. Werden keine solchen Annahmen gemacht, muss die Abgabe in vol-
ler Höhe gezahlt werden. Die Meldung muss innerhalb von einer Woche nach Abreise 
elektronisch auf dem durch die Gemeinde benannten Weg erfolgen. Entspricht das 
tatsächliche Abreisedatum nicht einem bereits vor der Abreise gemeldeten voraus-
sichtlichen Abreisedatum, hat der Unterkunftsgeber/ die Unterkunftsgeberin dies der 
Gemeinde innerhalb von einer Woche nach Abreise mitzuteilen. Ändern sich während 
des Aufenthalts einer beherbergten oder auf sonstige Weise aufgenommenen Person 
Umstände, die einer Kurabgabenerhebung entgegenstehen oder entgegenstanden 
oder sich ansonsten auf die Abgabenpflicht auswirken, so ist der Unterkunftsgeber/ 
die Unterkunftsgeberin verpflichtet, diese Änderungen der Gemeinde innerhalb von 
einer Woche zu melden, nachdem sie ihm/ihr bekannt wurden. Die Meldung ist durch 
elektronische Übermittlung auf dem von der Gemeinde dafür vorgesehenen Weg vor-
zunehmen. 
 
(3) Die Pflichten der Unterkunftsgeberinnen und Unterkunftsgeber nach Abs. 2 gelten 
auch für solche beherbergten oder auf sonstige Weise aufgenommenen Personen, 
die nicht kurabgabenpflichtig sind.   
 
(4) Die Unterkunftsgeberinne und Unterkunftsgeber haben die Angaben nach Abs. 2 
zu den von ihnen beherbergten oder in sonstiger Weise aufgenommenen Personen 
lückenlos aufzuzeichnen. Sie sind verpflichtet, Kontrollen der Aufzeichnungen durch 
die Gemeinde zu dulden.  
 
(5) Die Unterkunftsgeberinnen und Unterkunftsgeber sind verpflichtet, die Kurabgabe 
von den von ihnen beherbergten Personen und von den von ihnen in sonstiger Weise 
aufgenommenen Personen einzuziehen und die eingezogenen Kurabgaben durch 
Banküberweisung oder Lastschrift kostenfrei an die Gemeinde abzuführen. Sie sind 
ferner verpflichtet, den beherbergten Personen nach Entrichtung der Kurabgabe eine 
Gästekarte in gedruckter oder digitaler Form unter Verwendung der von der Gemeinde 
zur Verfügung gestellten Vordrucke oder Systeme auszustellen. 
 
(6) Die Unterkunftsgeberinnen und Unterkunftsgeber haften nach § 10 Abs. 5 Satz 1 
Hs. 2 KAG für die Kurabgabe. 
 
(7) Die Gemeinde kann durch öffentlich-rechtlichen Vertrag mit dem Unterkunftsgeber/ 
der Unterkunftsgeberin besondere verfahrenstechnische Regelungen zur Meldung 



der beherbergten oder in sonstiger Weise aufgenommenen Personen sowie zur Ein-
ziehung und Abführung der Kurabgabe treffen. 
 
(8) Kommt der Unterkunftsgeber/ die Unterkunftsgeberin seinen/ihren Pflichten nicht 
nach, ist die Gemeinde berechtigt, die daraus entstehenden Kurabgabenentrichtungs-
ansprüche oder Kurabgabenhaftungsansprüche nach § 11 Abs. 1 Satz 2 KAG in Ver-
bindung mit § 162 Abgabenordnung (AO) zu schätzen und gegenüber dem Unter-
kunftsgeber/ der Unterkunftsgeberin festzusetzen. 
 
§ 11 Datenverarbeitung 
 
(1) Die Gemeinde kann zur Ermittlung der Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung 
der Abgaben im Rahmen der Veranlagung nach dieser Satzung sowie die zur Durch-
führung aller weiteren Bestimmungen dieser Satzung erforderlichen personenbezoge-
nen und grundstücksbezogenen Daten gemäß Art. 6 der Datenschutz-Grundverord-
nung (DSGVO) i. V. m. § 2 Abs. 1, § 3 und § 4 des Schleswig-Holsteinischen Gesetzes 
zum Schutz personenbezogener Informationen (Landesdatenschutzgesetz- LDSG) 
vom 02. Mai 2018 (GVOBl. Schl.-H. 2018, S. 162) in der jeweils gültigen Fassung 
neben den bei den Betroffenen erhobenen Daten aus 
 
a) den von den Unterkunftsgeberinnen und Unterkunftsgebern an die Malenter Tou-
rismus und Service GmbH elektronisch übermittelten Daten aus dem Onlineverfahren 
zur Meldung zur ostseecard; 
 
b) den von der Malenter Tourismus und Service GmbH manuell erstellten Meldungen 
zur ostseecard gemäß § 10 Abs. 1, 2 und 5; 
 
c) den aus Melderegisterauskünften anderer Gemeinden bekannt gewordenen Daten; 
 
d) der Überprüfung der Unterkunftsgeberinnen und Unterkunftsgebern durch Bediens-
tete der Gemeinde bekannt gewordenen Daten; 
 
e) bei der Gemeinde verfügbaren Namen und Anschriften aus der Veranlagung der 
Zweitwohnungssteuer nach der Satzung über die Erhebung einer Zweitwohnungs-
steuer der Gemeinde Malente;  
 
f) den bei der Gemeinde verfügbaren Daten aus der Veranlagung zur Grundsteuer in 
der Gemeinde Malente; 
 
g) den bei der Gemeinde verfügbaren Daten aus der Veranlagung zur Tourismusab-
gabe nach der Satzung über die Erhebung einer Tourismusabgabe in der Gemeinde 
Malente; 
 
h) den durch Mitteilungen der bisherigen Inhaberinnen und Inhaber von Wohngele-
genheiten und Campingplätzen bekannt gewordenen Daten; 
 
i) den aus der Vermittlung von Ferienunterkünften durch die Malenter Tourismus und 
Service GmbH oder andere Vermittlungsbetriebe bekannt gewordenen Daten 
 
erheben. 



 
Die Gemeinde ist befugt, die erhobenen Daten nach Maßgabe der Bestimmungen  
des LDSG zu verwenden und zu verarbeiten bzw. durch Dritte (Geschäftsbesorger)  
verarbeiten zu lassen. Die Gemeinde behält sich das Recht vor, personenbezogene  
Daten aus der Erhebung der Kurabgabe für eigene Marketingzwecke zu nutzen,  
soweit die betreffenden Personen ihre Einwilligung hierzu erteilen. 
 
(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Unterkunftsgeber 
und der Abgabepflichtigen sowie auf der Grundlage von den nach Abs. 1 anfallenden 
Daten ein Verzeichnis der Abgabenpflichtigen mit den für die Abgabenerhebung nach 
dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der Ab-
gabenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiter zu verarbeiten. 
 
 
§ 12 Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KAG handelt, wer vorsätzlich oder 
leichtfertig die Pflichten nach § 10 verletzt und es dadurch ermöglicht, Abgaben zu 
verkürzen oder nicht gerechtfertigte Abgabenvorteile zu erlangen (Abgabengefähr-
dung). 
 
(2) Nach § 18 Abs. 3 des KAG können Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße bis 
zur Höhe der dort genannten Beträge geahndet werden. 
 
§ 13 Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2026 in Kraft und ersetzt von diesem 
Zeitpunkt an die am 30.03.2023 beschlossene und am 04.04.2023 ausgefertigte Sat-
zung der Gemeinde Malente über die Erhebung einer Kurabgabe in der Gemeinde 
Malente (Kurabgabesatzung). 
 
(2) Abgabepflichtige dürfen während des Rückwirkungszeitraums aufgrund dieser 
Satzung nicht ungünstiger gestellt werden als nach den bisherigen Satzungsregelun-
gen. 
 
(3) Bestandskräftige Bescheide werden von der Rückwirkung dieser Satzung nicht 
erfasst. 
 
 
Bad Malente-Gremsmühlen, den 30.06.2026 
 
Gemeinde Malente 
-Der Bürgermeister- 
 
 
gez. Heiko Godow 
Bürgermeister 
 


